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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Destiiiation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung er- 
gänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2592/73 2), insbesondere auf 
Artikel 24 Absätze 2 und 3, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festsetzung des Preises für den im Rahmen 
der Destillation von Nebenerzeugnissen der Wein- 
bereitung an die Interventionsstellen gelieferten 
Alkohol und der Höchstbetrag für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, an den 
diesen Stellen entstehenden Kosten steht in engem 
Zusammenhang mit der Festsetzung des Orientie- 
rungspreises. Daher sollte dafür der gleiche Rhyth- 
mus und dieselben Stichtage vorgesehen werden. 

Die von den Mitgliedstaaten bezeichneten Inter- 
ventionsstellen müssen den ihnen im Rahmen der 
Destillation von Nebenerzeugnissen der Weinberei- 
tung angelieferten Alkohol zu einem Preis über- 
nehmen, der den zur Anlieferung verpflichteten Er- 
zeuger gegenüber dem freien Erzeuger nicht benach- 
teiligt. 

Bis zum Bestehen eines organisierten Äthylalko- 
holmarktes auf Gemeinschaftsebene könnten die mit 
der Vermarktung dieses Alkohols beauftragten In- 
terventionsstellen gezwungen sein, diesen zu einem 
unter dem Ankaufspreis liegenden Preis wieder zu 
verkaufen. Es wäre deshalb vorzusehen, daß in sol- 


chen Fällen die Differenz zwischen dem Ankaufs- 
und dem Verkaufspreis für diesen Alkohol in den 
Grenzen des Höchstbetrags vom Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, übernommen werden kann, wo- 
bei die Beteiligung des Fonds den Differenzbetrag 
nicht überschreiten darf. 

Nach den Bestimmungen von Artikel 24 Absatz 2 
Unterabsatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
kann sich der Erzeuger der Verpflichtung zur Ab- 
lieferung von Alkohol durch die Herstellung von 
Branntwein entziehen. Ferner genehmigt Absatz 3 
Unterabsatz 1 dieses Artikels die Destillation von 
Wein anstelle von Traubentrester bzw. Weintrub. 
Unter diesen Bedingungen ist es folgerichtig, die 
Erzeugung von Branntwein sowohl aus Wein wie 
aus Traubentrester zu gestatten. 

Die Erzeugung eines Branntweins darf jedoch nur 
für die in dem erzeugten Branntwein enthaltene 
Alkoholmenge von der Verpflichtung zur Alkohol- 
ablieferung befreien. 

Um die Erzeugung von Branntwein mäßiger Qua- 
lität zu vermeiden, sollte bis zum Erlaß diesbezüg- 
licher Gemeinschaftskriterien vorhergesehen wer- 
den, daß die erzeugten Branntweine den geltenden 
innerstaatlichen Bedingungen zu entsprechen haben. 
Dabei wäre es notwendig, eine Möglichkeit zur 
Kontrolle der Einhaltung dieser Vorschriften einzu- 
führen. 

Gemäß den Vorschriften von Artikel 24 Absatz 3 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
können bestimmte Produktionsgegenden von der 
Verpflichtung zur Destillation der Nebenerzeugnisse 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 
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der Weinbereitung befreit werden. In Deutschland 
und in Luxemburg enthalten Traubentrester und 
Weintrub im allgemeinen wenig Alkohol und die 
Kosten für dessen Gewinnung wären sehr erheblich. 
Unter diesen Umständen sollten die Erzeuger die- 
ser Gebiete nicht zur Destillation ihres Trauben- 
tresters und Weintrubs verpflichtet werden, jedoch 
weiterhin den Verboten nach Artikel 24 Absatz 1 der 
genannten Verordnung unterliegen. 

Die Verpflichtung nach Artikel 24 Absatz 2 Unter- 
absatz 1 stellt für den abgelegenen Erzeuger, der 
nur geringe Mengen produziert, einen erheblichen 
Zwang dar. Diese Verpflichtung würde ihn nämlich 
für den Transport seines Traubentresters und Wein- 
trubs zum Einsatz von Kosten zwingen, die in kei- 
nem Verhältnis zum Erlös stehen, mit dem er für 
den dabei gewonnenen Alkohol rechnen kann; da- 
her sollte auch diese Kategorie Erzeuger von der 
Verpflichtung zur Destillation freigestellt werden, 
wobei die in Artikel 24 Absatz 1 der Verordnung 
vorgesehenen Verbote auch hier weiter gelten. 
Allerdings sind einige dieser Kleinerzeuger daran 
gewöhnt, ihren Traubentrester und Weintrub selbst 
zu destillieren, was ihnen auch weiterhin gestattet 
werden sollte. Aus diesem Grunde müßten sie je- 
doch auf die Freistellung verzichten und würden 
somit in jeder Hinsicht den nichtfreigestellten Er- 
zeugern gleichgestellt. Verzichtet der abgelegene 
Erzeuger auf die Freistellung, so sollte er sich hier- 
zu für einen Zeitraum von wenigstens drei Jahren 
verpflichten, um eine zu große Unregelmäßigkeit in 
den Alkohollieferungen an die Interventionsstelle 
zu vermeiden. 

Die von den Erzeugern für die Herstellung von 
Önozyanin abgelieferten Traubentrester sind im all- 
gemeinen nicht vergoren. Diese werden bei der 
Önozyanin-Extraktion Behandlungen unterzogen, die 
sie für das Vergären und die Destillation ungeeig- 
net machen. Diese Erzeuger sollten daher für den 
Anteil ihrer Traubentrestererzeugung freigestellt 
werden. Dieser Anteil läßt sich allerdings nicht prä- 
zise bestimmen; daher sollte für solche Fälle eine 
globale Herabsetzung des allgemeinen Satzes ein- 
geführt werden. 

Nach Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 817/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Fest- 
legung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine 
bestimmter Anbaugebiete ^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung Nr. 2680/72^), wird für jeden Qua- 


litätswein b. A. ein Hektarertrag festgesetzt, was 
die Einhaltung des Verbots des Auspressens von 
Weintrub und des vollständigen Auspressens von 
Trauben erleichtert. Außerdem enthalten Trester und 
Hefe einiger Weine wenig Alkohol, so daß bei die- 
sen Erzeugnissen besser ein ermäßigter Satz anzu- 
wenden ist. 

Die in Artikel 24 Absatz 2 Unterabsatz 1 enthal- 
tene Verpflichtung stellt für Erzeuger, welche auf 
kleinen Inseln ansässig sind und nicht über geeig- 
nete Verkehrsverbindungen verfügen, einen erheb- 
lichen Zwang dar. Diese Verpflichtung würde für den 
Transport der unter die Destillationspflicht fallen- 
den Erzeugnisse Kosten verursachen, die den Erlös 
des dabei gewonnenen Alkohols übersteigen. Daher 
sollten auch die auf diesen Inseln ansässigen Erzeu- 
ger von der Verpflichtung zur Destillation freige- 
stellt werden, wobei die in Artikel 24 Absatz 1 der 
genannten Verordnung aufgeführten Verbote an- 
wendbar bleiben. 

Auf diese Maßnahme sollten auch die in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik^) enthaltenen Vorschriften über die Finanzie- 
rung der Interventionen Anwendung finden. 

Es empfiehlt sich, die Geltungsdauer dieser Ver- 
ordnung zu begrenzen, um der späteren Entwick- 
lung der Lage auf diesem Gebiet Rechnung tragen 
zu können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Der dem Erzeuger für die an die Interventions- 
stelle gelieferten Alkohol zu zahlende Preis und 
der Höchstbetrag der Beteiligung des Europä- 
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, an den die- 
sen Stellen entstehenden Kosten werden jedes 
Jahr vor dem 1. August für das folgende Wein- 
wirtschaftsjahr festgelegt. 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 20 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 1 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
8. Juli 1974 - 1/4 - 680 70- E- We 45/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2360 


2. Der in Absatz 1 genannte Preis wird nachstehend 
„Ankaufspreis" genannt. 


Artikel 2 

1. Der Ankaufspreis wird in einer Höhe festgesetzt, 
die dem Erzeuger, der die Nebenerzeugnisse der 
Weinbereitung selbst destilliert oder destillieren 
läßt, ein Einkommen gewährleistet, das mit dem 
Einkommen vergleichbar ist, das er erzielen wür- 
de, wenn er dieser Verpflichtung nicht unterlie- 
gen würde. 

2. Der Ankaufspreis wird je Hektoliter reinem 
Alkohol festgelegt. Er gilt ab Destillerie für 
unverpackte auf ein von der Interventions stelle 
gewähltes Beförderungsmittel verladene Ware. 

Der vorhandene Alkoholgehalt der bei der Destil- 
lation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung 
anfallenden Erzeugnisse, die der Interventions- 
stelle geliefert werden, darf nicht unter 52° lie- 
gen. 

Artikel 3 

Der Höchstbetrag der Beteiligung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, wird je Hektoliter rei- 
nem Alkohol festgelegt. 


Artikel 4 

1. Die Beteiligung des Europäischen Ausriditungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Ab- 
teilung Garantie, erfolgt im Rahmen des nach 
Artikel 1 festgelegten Höchstbetrags nur inso- 
weit, als im Laufe eines bestimmten Haushalts- 
jahres die Gesamtausgaben einer Interventions- 
stelle für den Ankauf von Alkohol höher liegen 
als die Einnahmen aus diesen Verkäufen. 

2. Liegt die in Absatz 1 genannte Differenz unter 
dem mit den verkauften Mengen multiplizierten 
Höchstbetrag, so entspricht die Beteiligung des 
EAGFL dieser Differenz. 


Artikel 5 

1. Die Erzeuger haben die Möglichkeit, die Ver- 
pflichtung nach Artikel 24 Absatz 2 Unterabsatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 ganz oder 
teilweise zu erfüllen, indem sie aus eigenen Er- 
zeugnissen Branntwein aus Traubentrester oder 
Branntwein aus Wein hersteilen oder herstellen 
lassen. 

2. Der Alkoholgehalt des Branntweins, ausgedrückt 
als reiner Alkohol, wird von der nach Artikel 24 


Absatz 2 erster Unterabsatz der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 abzuliefernden Alkoholmenge 
abgezogen. 

3. Die Branntweinerzeugung kann nur dann die in 
Absatz 1 genannte Wirkung haben, wenn 

a) die Qualität des gewonnenen Branntweins 
den diesbezüglichen innerstaatlichen Vor- 
schriften entspricht; der Nachweis hierüber 
ist der zuständigen Stelle vom Erzeuger bzw. 
Destillateur zu liefern; 

b) diese unter Kontrolle der zuständigen Stelle 
erfolgt. 

Erzeuger und Destillateur sind gehalten, diese 
Kontrolle während der Destillation jederzeit 
zu gestatten. 

Artikel 6 

Erzeuger, deren Weinberg in der Weinbauzone A 
oder im deutschen Teil der Weinbauzone B liegt, 
fallen nicht unter die Verpflichtung nach Artikel 24 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70. 

Artikel 7 

1. Abgelegene Erzeuger, die im Laufe des Wein- 
wirtschaftsjahres nicht mehr als 50 Hektoliter 
Wein erzeugen, fallen nicht unter die Verpflich- 
tung nach Artikel 24 Absatz 2 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70. 

Diese Erzeuger können jedoch auf die Freistel- 
lung verzichten. Dieser Verzicht bindet sie für 
die Frist zwischen dem Zeitpunkt des Verzichts 
und dem Beginn des darauffolgenden dritten 
Weinwirtschaftsjahres. 

2. Erzeugern, welche ihre Traubentrester für die 
Önocyanin-Herstellung abliefem, kann ein er- 
mäßigter Satz gewährt werden. 

3. Erzeugern bestimmter Qualitätsweine kann für 
den Anteil ihrer Ernte, der voraussichtlich diese 
Bezeichnung in Anspruch nehmen kann, ein er- 
mäßigter Satz gewährt werden. 


Artikel 8 

Erzeuger, welche auf den nachstehend aufgeführten 
italienischen Inseln, mit Ausnahme von Sizilien, Sar- 
dinien und Elba ansässig sind, unterliegen nicht der 
Verpflichtung nach Artikel 24 Absatz 2 Unterabsatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70. 

^Artikel 9 

Artikel 4 und 5 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
sind entsprechend der in dieser Verordnung vor- 
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gesehenen Beteiligung des Europäischen Ausridi- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, anwendbar. 


Artikel 10 

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten für 
die Weinwirtschaftsjahre 1974/1975, 1975/1976 und 
1976/1977. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzielle Auswirkung 


Falls die mit der Vermarktung von Alkohol aus der 
Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinberei- 
tung beauftragten Interventionssteilen ihn zu einem 
niedrigeren Preis als dem Kaufpreis Weiterverkäu- 
fen müssen, ist gemäß dieser Verordnung die Diffe- 
renz zwischen dem Kaufpreis und dem Verkaufs- 
preis im Rahmen des Höchstbetrags vom Europä- 
ischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, zu übernehmen, 
wobei diese Beteiligung die Differenz nicht über- 
steigen darf. 

Der Höchstbetrag der Beteiligung des EAGFL wird 
pauschal festgesetzt und unter Zugrundelegung der 
Differenz zwischen dem Kaufpreis und dem Ver- 
kaufspreis berechnet. 

Bei der derzeitigen Preissituation wird dieser Be- 
trag für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 entsprechend 
dem für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 festgesetzten 
Betrag auf 0 angesetzt. 

Daher werden für das Haushaltsjahr 1974 keine Aus- 
gaben erwartet, was in Artikel 692 Posten 6920 des 
Haushalts der Europäischen Gemeinschaften berück- 
sichtigt ist, 

Haushalt Mittel Vorschüsse 

1973 3 950 000 2 642 000 

1974 z.E. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 
28. April 1970®) zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein enthält Vorschriften über eine qualitative 
Verbesserung der Weine. Eine der wichtigsten ist 
das Verbot des vollständigen Auspressens des Trau- 
bentresters und des Auspressens von Weintrup. 
Dementsprechend sind die Erzeuger nach Artikel 24 
dieser Verordnung verpflichtet, die Nebenerzeug- 
nisse der Weinbereitung destillieren zu lassen. 

Es ist Aufgabe des Rates, den Preis festzulegen, den 
die Interventionsstellen dem Erzeuger für den mit 
diesem Verfahren gewonnenen Alkohol zahlen müs- 
sen. Dieser Preis muß dem Erzeuger die gleichen 
Einnahmen gewährleisten, die er normalerweise 
ohne die Verpflichtung zur Destillation erzielt hätte. 
Der sich daraus ergebende Ankaufspreis kann je- 
doch zu hoch sein, um den bestehenden Interven- 
tionsstellen eine Vermarktung dieses Alkohols ohne 
Verlust zu ermöglichen. Eine im übrigen in Arti- 
kel 24 vorgesehene Beteiligung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, ist somit grundsätzlich 
notwendig. 

Diese Beteiligung des Fonds rechtfertigt sich um so 
mehr, als wegen dieser Verpflichtung das Weinauf- 
kommen in der Gemeinschaft abnimmt, so daß der 


Fonds weniger häufig intervenieren muß. Eine Be- 
rechnung der dadurch entstehenden finanziellen Be- 
lastung unter Berücksichtigung der derzeitigen Lage 
des Alkoholmarkts ist in der Anlage zu diesem 
Verordnungsentwurf beigefügt. 

Mit der vorliegenden Verordnung sollen die allge- 
meinen Regeln im Zusammenhang mit dieser Ver- 
pflichtung sowie die vorzusehenden Abweichungen 
festgelet werden, ganz gleich, ob es sich um be- 
stimmte Gruppen von Erzeugern oder Önozyanin- 
Erzeugern oder um Weinbauzonen handelt, in denen 
es keine Destillerien gibt oder deren Nebenerzeug- 
nisse der Weinbereitung nur einen sehr geringen 
Alkoholgehalt haben. 

Der Entwurf übernimmt grundsätzlich die in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1171/71 festgelegten Regeln, 
deren Gültigkeit am 31. August 1974 ausläuft. Die 
Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß für die Finanzie- 
rung durch den EAGFL präzisere Regeln vorgesehen 
werden müssen. Daher ist in dem Entwurf nur die 
Finanzierung der von den Interventionsstellen tat- 
sächlich erlittenen Verluste vorgesehen, und zwar 
im Rahmen eines vom Rat festzulegenden Höchst- 
betrages. 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 
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